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An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
V o r l a g e 
 
- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Siebente Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schu-

len besonderer pädagogischer Prägung  

 
 

 
Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, 

dass die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie die nachstehende Verordnung 

erlassen hat: 
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 Siebente Verordnung zur Änderung der Verordnung über die  
Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung  

 
 
 

Vom 21. Februar 2020 
 
Auf Grund des § 18 Absatz 3 in Verbindung mit § 20 Absatz 8, § 39, § 56 Absatz 9 und § 
59 Absatz 7 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 9. April 2019 (GVBl. S. 255) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: 
 
 
 

Artikel 1 
 

Die Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung vom 
23. März 2006 (GVBl. S. 306), die zuletzt durch die Verordnung vom 19. Dezember 2018 
(GVBl. 2019 S. 2) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
 

1. § 2 wird wie folgt gefasst:  
„§ 2 

Grundsätze 
 

(1) Die Schulen besonderer pädagogischer Prägung stehen im Rahmen der beste-
henden Kapazitäten grundsätzlich allen dafür geeigneten Schülerinnen und Schü-
lern des Landes Berlin offen. 

(2) Abweichend von § 55a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und § 56 Absatz 6 des 
Schulgesetzes erfolgt die Aufnahme nach Maßgabe der Absätze 3 bis 5 sowie nach 
den in Teil II vorgesehenen Bestimmungen. Sofern in Teil II nichts anderes be-
stimmt wird, werden zunächst Schülerinnen und Schüler berücksichtigt, deren Er-
ziehungsberechtigte die jeweilige Schule als Erstwunsch bestimmt haben; nachran-
gig erfolgt die Auswahl zunächst nach Zweit-, zuletzt nach Drittwünschen. Die 
Schülerinnen und Schüler und ihre Erziehungsberechtigten sind vor der Aufnahme 
über die Ausbildungsinhalte und Ausbildungsbedingungen sowie über im Vergleich 
zu herkömmlichen Schulen mögliche zusätzliche Belastungen zu informieren. Die 
Aufnahme setzt die Abgabe einer schriftlichen Einverständniserklärung der Erzie-
hungsberechtigten voraus. 

(3) Soweit für die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung in Teil 
II nichts anderes festgelegt ist, erfordert die Aufnahme auch bei freien Kapazitäten 
die Eignung der Schülerinnen und Schüler für das spezifische Angebot der jeweili-
gen Schule. Unter gleichrangig geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern ent-
scheidet bei Übernachfrage das Los. Die Aufnahme erfolgt im Rahmen standardi-
sierter Verfahren, deren Ergebnisse zu dokumentieren sind. 

(4) Bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 5 werden im Rahmen des Drittwun-
sches unter den grundsätzlich geeigneten Schülerinnen und Schülern die noch ver-
fügbaren Plätze abweichend von den in Teil II festgelegten Aufnahmebestimmun-
gen nach der Durchschnittsnote der Förderprognose gemäß § 24 Absatz 5 der 
Grundschulverordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16, 140), die zuletzt durch 
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Artikel 1 der Verordnung vom 20. September 2019 (GVBl. S. 565) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung vergeben. 

(5) Für die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung gilt § 37 Ab-
satz 4 des Schulgesetzes mit der Maßgabe, dass Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf ihre Eignung für das schulspezifische Profil 
nachweisen müssen; dabei können in Teil II abweichende Anforderungen festgelegt 
werden. Bei gleicher oder, wenn abweichende Anforderungen festgelegt wurden, 
entsprechender Eignung werden sie im Rahmen der Frequenzvorgaben der §§ 19, 
20 der Sonderpädagogikverordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 57), die zuletzt 
durch Artikel 4 der Verordnung vom 20. September 2019 (GVBl. S. 565) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung vorrangig aufgenommen. 

(6) Die Veränderung der Anzahl der Züge mit besonderer pädagogischer Prägung 
bedarf der Genehmigung durch die Schulaufsichtsbehörde. Dabei ist das Einver-
nehmen mit der jeweils zuständigen Schulbehörde herzustellen.“ 
 
 

2. § 3 wird wie folgt geändert:  
 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Galilei-Grundschule, der Charles-Dickens-Grundschule und der Quentin-
Blake-Grundschule mit den Partnersprachen Deutsch und Englisch,“ 
 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„An der Grundschule am Arkonaplatz und der Regenbogen-Grundschule wird 
jeweils ein Zug, an der Judith-Kerr-Grundschule, der Märkischen Grundschu-
le, der Joan-Miró-Grundschule und der Aziz-Nesin-Grundschule werden je-
weils drei Züge, an allen übrigen in Satz 1 genannten Schulen werden je-
weils zwei Züge eingerichtet.“ 

 
b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„An der Max-von-Laue-Schule, dem Gymnasium Steglitz, der Alfred-Nobel-
Schule und der Albrecht-von-Graefe-Schule wird jeweils ein Zug, an der 
Friedensburg-Schule werden drei Züge, an allen übrigen in Satz 1 genannten 
Schulen werden jeweils zwei Züge eingerichtet.“ 
 

c) In Absatz 7 werden die Wörter „vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16, 140), die 
zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 3. August 2018 (GVBl. S. 506) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung“ gestrichen. 
 

 d)  Absatz 12 wird wie folgt gefasst: 

„(12) Schülerinnen und Schüler, die in die Schulanfangsphase aufgenommen 
werden, unterliegen einer Probezeit von zwei Schuljahren. In allen anderen 
Jahrgangsstufen beträgt die Probezeit ein Schuljahr. Die Probezeit für 
Schülerinnen und Schüler, die nach Absatz 10 Satz 1 während des 
Schuljahres aufgenommen werden, endet in der Regel abweichend von Satz 
1 am Ende der Schulanfangsphase oder abweichend von Satz 2 am Ende 
des Schuljahres, in dem die Aufnahme erfolgte; in den Fällen, in denen 
wegen der Kürze des Schulbesuchs keine Entscheidung über das Bestehen 
der Probezeit getroffen werden kann, verlängert sich die Probezeit um ein 
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Schulhalbjahr. Am Ende der Probezeit entscheidet die Klassenkonferenz o-
der die Jahrgangskonferenz über die endgültige Aufnahme. Ein Verbleib in 
der SESB ist nicht möglich, wenn ein erfolgreiches Durchlaufen des zwei-
sprachigen Bildungsganges nicht zu erwarten ist. Dies ist regelmäßig der 
Fall, wenn entweder in beiden Partnersprachen nicht mindestens ausrei-
chende Leistungen erbracht werden oder in einer der Partnersprachen und in 
mindestens zwei weiteren Fächern mangelhafte oder ungenügende Leistun-
gen vorliegen oder der Schulbesuch zu einer dauerhaften Überforderung der 
Schülerin oder des Schülers führen würde. In den Fällen des Satzes 5 ist ein 
Wechsel in einen Regelzug erforderlich. Im Rahmen der organisatorischen 
Möglichkeiten soll dabei ein Schulwechsel vermieden werden.“ 

 
 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort „am“ die Wörter „Pri-

mo-Levi-Gymnasium, am“ eingefügt. 
 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 4 wird das Wort „Aufnahmegesprächs“ durch das Wort „Aus-
wahlgesprächs“ ersetzt. 
 
bb) Satz 5 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

  
„Das Gespräch dauert in der Regel 20 Minuten. Es besteht aus einer bewer-
tungsfreien Einführung, der Arbeit mit einem von der Schule vorgegebenen 
Text und einer Aufgabe, in der die Fähigkeit zu logischem Denken nachzu-
weisen ist. Insgesamt können 50 Punkte erreicht werden. Bei der Arbeit mit 
dem Text werden für die Kriterien „Lautes Vorlesen“ und „Explizites Sprach-
wissen“ jeweils bis zu 5 Punkte, für das Leseverständnis bis zu 10 Punkte 
und für die gezeigte Kommunikationsfähigkeit bis zu 15 Punkte vergeben. 
Für die Aufgabe, in der logisches Denken nachzuweisen ist, werden bis zu 
15 Punkte vergeben.“ 

 
 

4. § 5a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Die Aufnahme in die Staatlichen Internationalen Schulen erfolgt in der Jahr-
gangsstufe 1. Staatliche Internationale Schulen sind die Nelson-Mandela-Schule 
und die Wangari-Maathai-Internationale-Schule.“ 
 
 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „Freiherr-vom-Stein-

Gymnasium,“ die Wörter „dem Hans-Carossa-Gymnasium,“ eingefügt. 
 
b) In Absatz 2 wird die Angabe „bis 7“ durch die Angabe „bis 8“ ersetzt. 
 
 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 3 werden die Sätze 13 und 14 durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Bei gleicher Punktsumme sowie in Fällen, in denen Testergebnis und Be-
wertung der Grundschule oder Gemeinschaftsschule deutlich voneinander 
abweichen, führt die Schulleiterin oder der Schulleiter oder eine von ihr oder 
ihm beauftragte Lehrkraft mit den betreffenden Schülerinnen und Schülern 
jeweils ein standardisiertes Auswahlgespräch durch.“ 

 
b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:   
 

„Bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 5 sind von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter unabhängig von der nach Absatz 3 erreichten 
Gesamtpunktzahl bis zu 10 Prozent der Plätze an Schülerinnen und Schüler 
zu vergeben, die nur im Test herausragend abgeschnitten haben oder 
mathematisch-technische Kompetenzen anderweitig nachweisen, sofern 
unter Berücksichtigung des Ergebnisses des auch in diesen Fällen von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter oder einer von ihr oder ihm beauftragten 
Lehrkraft mit den Schülerinnen und Schülern zu führenden standardisierten 
Auswahlgesprächs eine der Eignungsvermutung nach Absatz 3 Satz 7 
vergleichbare Eignungsvermutung besteht.“ 

 
 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Eignung nach Absatz 2 Nummer 3 wird im Rahmen eines stan-
dardisierten Auswahlgesprächs festgestellt.“ 
 

 bb) Die Sätze 4 und 5 werden durch folgenden Satz ersetzt: 
 
„Die Eignung für den Besuch der Schule liegt vor, wenn mindestens 
10 Punkte erreicht werden; abweichend davon erfüllen Schülerinnen 
und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förder-
schwerpunkt „Lernen“ die Eignungsvoraussetzung bei Erreichen von 
mindestens 5 Punkten, Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf im Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ 
bei Erreichen von mindestens 3 Punkten.“ 

 
b) Absatz 4 wird durch die folgenden Absätze 4 und 5 ersetzt: 

„(4) Sofern mehr Anmeldungen vorliegen als Plätze verfügbar sind, werden 
zunächst geeignete Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf entsprechend den Frequenzvorgaben des § 20 Absatz 1 der 
Sonderpädagogikverordnung aufgenommen. Erfüllen mehr Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf die 
Eignungsvoraussetzungen als insoweit Plätze zur Verfügung stehen, wird die 
Rangfolge aus der Überschreitung der jeweiligen Mindestpunktzahl gebildet; 
nach der Berücksichtigung von Zweit- und Drittwünschen frei bleibende 
Plätze stehen für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf zur Verfügung, die die Eignungsvoraussetzungen nicht erfüllen. 
Dabei werden die Schülerinnen und Schüler mit der geringsten Abweichung 
von den in Absatz 3 Satz 4 festgelegten Punktwerten aufgenommen. 
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(5) Nach der Vergabe der Plätze nach Absatz 4 werden im Umfang von bis 
zu zehn Prozent der verbleibenden Plätze besondere Härtefälle im Sinne von 
§ 56 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 des Schulgesetzes aufgenommen. 60 
Prozent der Plätze werden nach der erreichten Punktzahl, die übrigen Plätze 
werden durch Los vergeben. Können nicht alle Plätze an geeignete 
Schülerinnen und Schüler vergeben werden, werden die Schülerinnen und 
Schüler mit der geringsten Abweichung von dem in Absatz 3 Satz 4 
festgelegten Punktwert aufgenommen.“ 

 
c) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absätze 6 und 7 und in Absatz 7 

erster Halbsatz wird die Angabe „Absatz 5“ durch die Angabe „Absatz 6“ er-
setzt.  

 
 

8. § 14 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 14 
Martin-Buber-Oberschule und Sophie-Scholl-Schule 

 
(1) Die Aufnahme in die Martin-Buber-Oberschule und in die Sophie-Scholl-Schule 
erfolgt in der Jahrgangsstufe 7. 

(2) Alle Lerngruppen mit Ausnahme der SESB-Züge an der Sophie-Scholl-Schule 
werden neigungsorientiert jeweils mit Schülerinnen und Schülern gleicher oder ähn-
licher Interessen gebildet (Profilzüge). Dabei ist jeweils ein Zug mathematisch-
technisch-naturwissenschaftlich und ein Zug musisch-künstlerisch geprägt; an der 
Martin-Buber-Oberschule werden zudem ein fremdsprachlich und ein sportlich ge-
prägter Zug eingerichtet. Die Einrichtung weiterer Züge ist abhängig von den schul-
organisatorischen Möglichkeiten und der spezifischen Nachfrage. Die Zuordnung in 
die verschiedenen Neigungszüge der Schule erfolgt entsprechend der Entschei-
dung der Erziehungsberechtigten der Schülerinnen und Schüler für den in Jahr-
gangsstufe 7 beginnenden Wahlpflichtkurs. Das Wahlpflichtfach zweite Fremdspra-
che und das Wahlpflichtfach Wirtschaft-Arbeit-Technik können dabei im Rahmen 
der organisatorischen Möglichkeiten den einzelnen Zügen zugeordnet werden. Da-
nach stellt die Schule die individuelle Eignung für die jeweils gewählten Profile unter 
Berücksichtigung vorgelegter Nachweise sowie innerhalb und außerhalb des Unter-
richts erworbener Fähigkeiten und Fertigkeiten fest, deren Berücksichtigung von ei-
ner Überprüfung abhängig gemacht werden kann. Dazu führt die Schulleiterin oder 
der Schulleiter oder eine von ihr oder ihm beauftragte Lehrkraft neigungsbezogen 
standardisierte Auswahlgespräche mit allen Schülerinnen und Schülern anhand der 
von der Schulaufsichtsbehörde genehmigten Eignungskriterien durch. 

(3) Grundlage der Eignungsfeststellung ist der von der Schule im Benehmen mit der 
Schulaufsichtsbehörde entwickelte und von der Schulaufsichtsbehörde genehmigte 
Kompetenzkatalog. Die Aufnahme setzt eine Mindesteignung voraus, die alle Schü-
lerinnen und Schüler aufweisen, die 5 von 12 möglichen Punkten erreichen. Dabei 
werden für fachbezogene Kompetenzen bis zu sechs Punkte vergeben. Für die für 
das jeweilige Wahlpflichtfach relevanten Noten des letzten Halbjahreszeugnisses 
sowie für die Teilnahme an zusätzlichen inner- und außerschulischen Veranstaltun-
gen werden jeweils bis zu drei Punkte vergeben. Abweichend von Satz 2 weisen 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förder-
schwerpunkt „Lernen“ die Mindesteignung bei Erreichen von 3 Punkten auf und 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Förder-
schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ bei Erreichen von einem Punkt.  
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(4) Sofern mehr Anmeldungen vorliegen als Plätze verfügbar sind, werden zunächst 
geeignete Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf ent-
sprechend den Frequenzvorgaben des § 20 Absatz 1 der Sonderpädagogikverord-
nung aufgenommen. Erfüllen mehr Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf die Eignungsvoraussetzungen als insoweit Plätze zur Verfü-
gung stehen, wird die Rangfolge aus der Überschreitung der jeweiligen Mindest-
punktzahl gebildet. Bleiben nach der Berücksichtigung von Zweit- und Drittwün-
schen von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
Plätze frei, erhöht sich das Kontingent für Schülerinnen und Schüler ohne sonder-
pädagogischen Förderbedarf entsprechend. 

(5) Nach der Vergabe der Plätze nach Absatz 4 werden im Umfang von bis zu zehn 
Prozent der verbleibenden Plätze besondere Härtefälle im Sinne von § 56 Absatz 6 
Satz 1 Nummer 1 des Schulgesetzes aufgenommen. Alle übrigen Plätze werden 
gesondert für jedes Profil absteigend nach der erreichten Punktsumme vergeben; 
unter Schülerinnen und Schülern mit gleicher Punktsumme entscheidet das Los. Im 
Rahmen der Aufnahme ist zu gewährleisten, dass mindestens 25 Prozent der ins-
gesamt aufgenommenen Schülerinnen und Schüler als Durchschnittsnote einen 
Wert von 2,8 oder höher in der Förderprognose haben oder keine Durchschnittsno-
te nachweisen können. 

(6) Schülerinnen und Schüler mit zwei Wahlpflichtfächern werden, wenn sie die 
Aufnahmevoraussetzungen in beiden Neigungszügen erfüllen, in den Neigungszug 
aufgenommen, der dem Erstwunsch entspricht.“ 
 
 

9. § 15 Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Schülerinnen und Schüler, die den Aufnahmetest bestanden, bei der Bewertung 
durch die Grundschule jedoch nur drei oder vier Punkte erreicht haben, werden 
vorbehaltlich einer Aufnahme nach Absatz 6 erst im Rahmen des Drittwunsches 
beim Übergang von der Grundschule in die Jahrgangsstufe 5 an Schulen der Se-
kundarstufe I entsprechend § 2 Absatz 4 bei der Aufnahme berücksichtigt.“ 
 

  
 

 
 

Artikel 2 
 
Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe d tritt am 1. August 2020 in Kraft. Im Übrigen tritt diese 
Verordnung mit Wirkung vom 10. Februar 2020 in Kraft.  
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A. Begründung: 
 
a) Allgemeines  
 

Die mit diesem Verordnungsvorhaben vorgenommenen Änderungen der Verordnung über 
die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung setzen Verfahrensänderun-
gen beim Übergang in die Jahrgangsstufe 5 der Sekundarstufe I um, berücksichtigen die 
aktuelle verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung zur Anwendung der Verordnung und er-
gänzen einzelne Angebote um neu hinzukommende Schulen. 

 

 
 
b) Einzelbegründung 

Zu Artikel 1  

 

Zu Nummer 1 (§ 2): 
 
§ 2 wurde insgesamt neu strukturiert und soweit erforderlich redaktionell überarbeitet. Der 
auch inhaltlich neue Absatz 4 gibt den Rahmen für die neuen Verfahrensvorgaben der 
Schulaufsichtsbehörde für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 5 ab dem Schuljahr 
2020/2021 vor. Danach werden die Plätze im Drittwunsch (unter den prinzipiell geeigneten 
Schülerinnen und Schülern) einheitlich nach der Durchschnittsnote der Förderprognose 
vergeben. Diese Regelung wird angesichts der wenigen zu diesem Zeitpunkt überhaupt 
noch verfügbaren Plätze eingeführt, um die Verfahrensabläufe effizienter zu gestalten und 
das gesamte Aufnahmeverfahren schneller abschließen zu können. Im Hinblick auf die 
Einfügung dieser Regelung wurden die übrigen Regelungen in eine teilweise neue Reihen-
folge gebracht. Dabei wurde Absatz 5 dahingehend präzisiert, dass der Aufnahmevorrang 
von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf auch dann be-
stehen kann, wenn sie nicht die absolut gleiche Eignung haben, sondern – im Regelfall bei 
zieldifferenter Beschulung – ihre Eignung auf einem niedrigeren Anforderungsniveau 
nachweisen. Bei einer Veränderung der Anzahl der Züge mit besonderer pädagogischer 
Prägung ist in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die Verordnung entsprechend zu ändern ist 
(Absatz 6). Dies wird, wenn die Änderung nicht nur einmalig aus organisatorischen Grün-
den erfolgt ist, in der Regel der Fall sein. 
 
 
Zu Nummer 2 (§ 3): 
 
Mit den in den Absätzen 2 und 3 angefügten Bestimmungen wird für alle Standorte der 
Staatlichen Europaschule Berlin die jeweils genehmigte Zügigkeit ausgewiesen. Diese 
Ergänzung ist aus Gründen der Planungssicherheit, insbesondere angesichts konkurrie-
render Vorstellungen bei der Verteilung von Regelzügen und „Spezialzügen“, notwendig 
und schließt eine Regelungslücke. Zudem beträgt die Probezeit in der Schulanfangsphase 
der SESB zwei Schuljahre (Absatz 12). Insofern wird von der ansonsten gemäß § 18 Ab-
satz 3 SchulG üblichen einjährigen Probezeit abgewichen. Diese Abweichung ist geboten, 
weil eine einjährige Probezeit angesichts der entwicklungsspezifischen Unterschiede und 
Eingangsvoraussetzungen bei so jungen Kindern zu kurz wäre, um verlässlich eine Ent-
scheidung über das Vorliegen oder Nichtvorliegen der erforderlichen Eignung zu treffen. 
Der durchgängig zweisprachige Unterricht stellt hohe kognitive Anforderungen an die in 
der Regel sechs- und siebenjährigen Kinder. Wegen der in diesem Alter noch nicht voll-
ständig ausgeprägten Sprachkompetenz benötigt sowohl der Aneignungsprozess mehr 
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Zeit als auch seine pädagogische Begleitung und Bewertung. Für den Erfolg des Lernpro-
zesses ist zudem eine längere Phase der Sicherheit notwendig, in der der Schulplatz nicht 
durch eine unmittelbar anstehende Probezeitentscheidung gefährdet ist. 
 
 
Zu Nummer 3 (§ 5): 
 
Das Primo-Levi-Gymnasium wird nach erfolgreich durchgeführtem Schulversuch als weite-
res grundständiges bilinguales Gymnasium zur Schule besonderer pädagogischer Prä-
gung (Absatz 1). Darüber hinaus wird das Auswahlverfahren in Absatz 2 detaillierter be-
schrieben, um die hohen formalen Anforderungen auch hinsichtlich des Ablaufs des Aus-
wahlgesprächs zu erfüllen, die sich aus den Vorgaben der verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsprechung ergeben. Die Bewertung der einzelnen Teile, die in dem Prüfungsge-
spräch thematisiert wird, unterliegt einem von der Schulaufsichtsbehörde zu genehmigen-
den Erwartungshorizont. 
 
 
Zu Nummer 4 (§ 5a): 
 
Nach erfolgter Umbenennung der 2. Internationalen Schule Berlin war § 5a Absatz 1 ent-
sprechend redaktionell anzupassen. Auf eine Festlegung der Zügigkeit wird bei diesen 
(zentral verwalteten) Schulen verzichtet, da der damit wesentlich verbundene Zweck, Züge 
besonderer pädagogischer Prägung auch bei steigender Schulplatznachfrage verlässlich 
an den Schulen zu erhalten, die daneben  Regelzüge einrichten, nicht gegeben ist. 
 
 
Zu Nummer 5 (§ 6): 
 
Das Hans-Carossa-Gymnasium wird Teil des Netzwerks der naturwissenschaftlich profi-
lierten Gymnasien und auch hinsichtlich seines grundständigen naturwissenschaftlichen 
Zuges zur Schule besonderer pädagogischer Prägung. In Absatz 2 wird die Verweisung 
angepasst. 
 
 
Zu Nummer 6 (§ 7): 
 
Die Ergänzung in Absatz 3 stellt sicher, dass die Schulleitungen der mathematisch-
naturwissenschaftlich profilierten Gymnasien auch andere Lehrkräfte mit der Durchführung 
der Auswahlgespräche betrauen dürfen. Diese Klarstellung ist notwendig geworden, weil 
in der aktuellen verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung ausgehend vom bisherigen 
Wortlaut eine solche Aufgabenübertragung als nicht von der Regelung gedeckt erachtet 
worden ist. Mit der Übernahme des Begriffs „standardisiertes Auswahlgespräch“ in den 
Absätzen 3 und 4 wird eine Vereinheitlichung der verwendeten Begrifflichkeiten bezweckt.  
 
 
 
Zu Nummer 7 (§ 13): 
 
Neben redaktionellen Änderungen werden die bisherigen Regelungen neu gegliedert. Da-
bei wird sichergestellt, dass die vier gemäß § 20 der Sonderpädagogikverordnung für 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf vorgesehenen Plätze 
je Klasse auch tatsächlich an Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf vergeben werden, indem - wenn nicht ausreichend viele die Eignungsvoraus-
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setzungen erreichen - nachrangig auch Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf aufgenommen werden, die die Eignungsvoraussetzungen nicht erfül-
len. 
 
 
Zu Nummer 8 (§ 14): 
 
Neben redaktionellen Änderungen werden die bisherigen Regelungen neu gegliedert. Da-
bei werden die vier gemäß § 20 der Sonderpädagogikverordnung für Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf vorgesehenen Plätze je Klasse – unter 
der Prämisse der Mindesteignung - auch dann unter diesen Schülerinnen und Schülern 
vergeben, wenn die jeweilige Schule als Zweit- oder Drittwunsch gewählt wurde. Die Rei-
henfolge, wonach im Auswahlverfahren zunächst Erst-, dann Zweit- und zuletzt Drittwün-
sche berücksichtigt werden, bezieht sich insofern für dieses Platzkontingent auf Schülerin-
nen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Die Kriterien für die Bewertung 
der einzelnen Teile, die für die Eignungsfeststellung im Auswahlverfahren herangezogen 
werden, sind in einem von der Schulaufsichtsbehörde zu genehmigenden Kompetenzkata-
log beschrieben. 
 
 
Zu Nummer 9 (§ 15): 
 
Es handelt sich hier um eine Öffnung des Zugangs in Schnelllernergymnasien im Rahmen 
des Aufnahmeverfahrens, das sich allerdings - in Einklang mit der Veränderung in § 2 – 
auf Drittwünsche beschränkt. 
 
 
 
 
 
Zu Artikel 2: 
 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Das Inkrafttreten aller die Auf-
nahme in Schulen der Sekundarstufe I betreffenden Regelungen vor Beginn der Anmelde-
zeiträume (Beginn am 10. Februar 2020) ist erforderlich, um die Verfahren rechtssicher 
durchführen zu können. Die übrigen Änderungen treten zum Schuljahresbeginn 2020/2021 
in Kraft, um zu verhindern, dass die Schülerinnen und Schüler belastende Regelungen 
faktisch rückwirkend wirksam werden. 
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B - Rechtsgrundlage: 

§ 18 Absatz 3 in Verbindung mit § 20 Absatz 8, § 39, § 56 Absatz 9 und § 59 Absatz 7 des 
Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 9. April 2019 (GVBl. S. 255) geändert worden ist. 

 
C - Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 

Die Rechtsverordnung hat keine Kostenauswirkungen auf Privathaushalte; Wirtschaftsun-
ternehmen sind nicht betroffen. 
 

D - Gesamtkosten: 

Für die Einrichtung zweier Züge der Staatlichen Europa-Schule Berlin entsteht in jedem 
der Schuljahre 2020/2021 bis 2025/2026 jeweils aufsteigend ein additiver Mehrbedarf von 
24,66 Lehrerwochenstunden (ca. 0,9 VZE). Nach dem Hochwachsen der beiden Züge 
durch die Primarstufe beträgt der Mehrbedarf insgesamt abschließend 413.400 € (5,3 
VZE). Für eine VZE wird ein Durchschnittssatz von 78.000 € angesetzt. 

Für die Einrichtung des naturwissenschaftlichen Zuges am Hans-Carossa-Gymnasium 
entsteht durchgängig ein Mehrbedarf von jährlich 23.400 € (8 Lehrerwochenstunden, 
entsprechend ca. 0,3 VZE). 

 
E - Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg: 

Keine. 

 
F - Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

Der gemäß nachstehender Tabelle entstehende Mehrbedarf wird durch Umschichtungen 
aus eigenen Mitteln durch Ausgleich an anderer Stelle innerhalb der im Rahmen des 
Einzelplans 10 zur Verfügung stehenden Mittel finanziert. 

Schuljahre 2020/21 2021/22 2022/23 2023/24 2024/25 2025/26 

Stunden 32,7 57,3 82,0 106,6 131,3 156 

Mittel    93.600 € 163.800 € 226.200 €  296.400 € 366.600 € 436.800 € 

VZE 1,2 2,1 2,9 3,8 4,7 5,6 

 

 

Berlin, den 21. Februar 2020 

 

Sandra Scheeres 

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie 
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Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 
 

Schulgesetz für das Land Berlin  

vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. April 2019 (GVBl. S. 255) geändert wor-

den ist  
 
 

§ 18 
Schulversuche, Schulen besonderer pädagogischer Prägung 

 
(3) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung Schulen besonderer pädagogischer Prägung einzurichten, die von einzelnen 
Vorschriften dieses Gesetzes oder von auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnungen abweichen können, soweit es das besondere pädagogische oder organisatori-
sche Konzept erfordert. Dies betrifft insbesondere die Vorschriften über die Aufnahme in 
die Schule, die Versetzung, das Verlassen der Schule, die Ausgestaltung des Bildungs-
gangs und die Festlegung der Abschlüsse. In der Rechtsverordnung kann auch eine Pro-
bezeit von in der Regel einem Schuljahr vorgesehen werden. Das Schulprogramm der 
Schule mit besonderer pädagogischer Prägung ist in geeigneter Weise öffentlich bekannt 
zu machen. 
 
 

§ 20  
Grundschule 

 
(8) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zur 
Ausgestaltung der Grundschule durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere  

1. die Schulanfangsphase, 

2. die Jahrgangsorganisation und den jahrgangsstufenübergreifenden Unterricht, 

3. die Unterrichtsfächer nach Absatz 5 einschließlich der Voraussetzungen für die Einrich-
tung differenzierter Lerngruppen, 

4. die Fördermaßnahmen für Schülerinnen und Schüler mit besonderen Lernschwierigkei-
ten und Sprachrückständen, 

5. die Unterrichtszeit im Zeitrahmen der verlässlichen Öffnungszeit, 

6. die Einzelheiten der Wahl der Fremdsprache nach Absatz 4, 

7. die Bereiche, auf die sich die Zusammenarbeit nach Absatz 7 erstreckt. 
 
 

§ 37 
Gemeinsamer Unterricht 

 
(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter der allgemeinen Schule darf eine angemeldete 
Schülerin oder einen angemeldeten Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf nur 
abweisen, wenn für eine angemessene Förderung die personellen, sächlichen und organi-
satorischen Möglichkeiten nicht vorhanden sind. Ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
eine Aufnahme nach Satz 1 nicht möglich, so legt sie oder er den Antrag der Schulauf-
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sichtsbehörde vor. Diese richtet zur Vorbereitung ihrer Entscheidung einen Ausschuss ein, 
der die Erziehungsberechtigten und die Schule anhört. Die Schulaufsichtsbehörde ent-
scheidet im Einvernehmen mit der zuständigen Schulbehörde abschließend auf der 
Grundlage einer Empfehlung des Ausschusses und unter Beachtung der personellen, 
sächlichen und organisatorischen Möglichkeiten über die Aufnahme der Schülerin oder 
des Schülers in die gewählte allgemeine Schule, eine andere allgemeine Schule oder im 
Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten eine Schule mit sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt. 6) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere über die Ausgestaltung gemeinsamer Ein-
schulungsbereiche, die Aufnahme und die Zuweisung zu regeln. 
 
 

§ 39 
Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

 
Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere über 
die sonderpädagogische Förderung durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere  

1. die Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderschwerpunkte einschließlich der 
spezifischen Bildungsangebote, 

2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs einschließlich 
der Anforderungen an das sonderpädagogische Gutachten, 

3. die Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben und Empfehlungskriterien von Ausschüssen, 

4. die Organisationsformen sonderpädagogischer Förderung und die schulergänzenden 
Maßnahmen sowie die besonderen Organisationsformen für die sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkte „emotional-soziale Entwicklung“, „Autismus“ und Unterricht für 
kranke Schülerinnen und Schüler, 

5. die Abweichungen von den Regelungen der allgemeinen Schule im gemeinsamen Un-
terricht, 

6. die Aufgaben der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, der sonder-
pädagogischen Einrichtungen sowie der Berufsschulen mit sonderpädagogischen Auf-
gaben einschließlich der abweichenden Regelungen zu der allgemeinen Schule, 

7. das Verfahren für den Übergang von der Schule mit sonderpädagogischem Förder-
schwerpunkt in die allgemeine Schule, 

8. die Voraussetzungen für den Erwerb des berufsorientierenden Schulabschlusses und für 
die Gleichwertigkeit mit der Berufsbildungsreife, 

9. die Schülerbeförderung und die Schulwegbegleitung, 

10. das Verfahren und die Kriterien für die durch die Schulaufsichtsbehörde vorzunehmen-
de Auswahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf bei 
Überschreitung der für den gemeinsamen Unterricht festgelegten Aufnahmekapazität, 
wobei insbesondere die Übereinstimmungen der Fördermöglichkeiten der Schule mit 
dem entsprechenden festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf und weiteren 
Voraussetzungen (beispielsweise Neigung, angestrebtes Bildungsziel) und Lebensbe-
dingungen der Schülerin oder des Schülers (beispielsweise Wohnortnähe, soziale Bin-
dungen) zu berücksichtigen sind, 

11. das Verfahren und die Kriterien für die durch die Schulaufsichtsbehörde vorzunehmen-
de Auswahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf an 
einer Inklusiven Schwerpunktschule bei Überschreitung der für Schülerinnen und Schü-
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf festgelegten Aufnahmekapazität, wobei die 
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Spezialisierung der Schule für einen oder mehrere sonderpädagogische Förderschwer-
punkte, die Erreichbarkeit anderer vergleichbar geeigneter Schulstandorte und die pä-
dagogisch sowie organisatorisch sachgerechte Verteilung der verfügbaren Plätze inner-
halb der verschiedenen Förderschwerpunkte an der jeweiligen Schule sowie an den al-
ternativen Standorten zu berücksichtigen ist, 

12. die Ausgestaltung der Auftragsschulen für Autismus. 
 
 

§ 55a  
Aufnahme in die Grundschule 

 
(2) Die Erziehungsberechtigten können den Besuch einer anderen Grundschule unter Dar-
legung der Gründe beantragen (Erstwunsch). Dem Antrag ist im Rahmen der Aufnahme-
kapazität und nach Maßgabe freier Plätze gemäß den Organisationsrichtlinien nach den 
folgenden Kriterien in abgestufter Rangfolge stattzugeben, wenn  

1. der Besuch der zuständigen Grundschule längerfristig gewachsene, stark ausgeprägte 
persönliche Bindungen zu anderen Kindern, insbesondere zu Geschwistern, beeinträch-
tigen würde, 

2. die Erziehungsberechtigten ausdrücklich ein bestimmtes Schulprogramm, ein bestimm-
tes Fremdsprachenangebot, den Besuch einer Primarstufe der Gemeinschaftsschule 
oder eine Ganztagsgrundschule in gebundener Form oder offener Form oder eine ver-
lässliche Halbtagsgrundschule wünschen oder 

3. der Besuch der gewählten Grundschule die Betreuung des Kindes wesentlich erleich-
tern würde, insbesondere auf Grund beruflicher Erfordernisse. 

Im Übrigen entscheidet das Los. Über den Antrag entscheidet das zuständige Bezirksamt 
im Benehmen mit der jeweiligen Schulleiterin oder dem jeweiligen Schulleiter der aufneh-
menden Grundschule. 
 
 

§ 56 
Übergang in die Sekundarstufe I 

 
(6) Überschreitet die Zahl der Anmeldungen für eine Schule deren Aufnahmekapazität, so 
richtet sich die Aufnahme - nach Abschluss des vorrangig durchzuführenden Aufnahme-
verfahrens nach § 37 Absatz 4 - nach folgendem Verfahren:  

1. Im Umfang von bis zu 10 Prozent der vorhandenen Schulplätze sind Schülerinnen und 
Schüler durch die Schulleiterin oder den Schulleiter im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Schulbehörde vorrangig zu berücksichtigen, wenn Umstände vorliegen, die den 
Besuch einer anderen als der gewünschten Schule unzumutbar erscheinen lassen (be-
sondere Härtefälle). Soweit diese Schulplätze nicht als besondere Härtefälle vergeben 
werden, werden Schülerinnen und Schüler berücksichtigt, die die Schule gemeinsam 
mit einem im selben Haushalt lebenden Geschwisterkind oder anderen Kind (Geschwis-
terkinder) besuchen werden und die im Rahmen der Aufnahme nach Nummer 2 nicht 
ausgewählt worden sind. Soweit nach Berücksichtigung der Härtefälle und der Ge-
schwisterkinder Schulplätze unbesetzt bleiben, erhöht sich die Anzahl der nach Num-
mer 2 zu vergebenden Schulplätze entsprechend. 

2. Mindestens 60 Prozent der Schulplätze werden nach Aufnahmekriterien vergeben, die 
von der Schule unter Berücksichtigung des Schulprogramms festgelegt werden. Zur 
Feststellung, ob eine Schülerin oder ein Schüler die Aufnahmekriterien der Schule er-
füllt, ist ein Verfahren für die Aufnahme durchzuführen. Die Grundlagen der Aufnahme-
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entscheidung sind zu dokumentieren. Die Aufnahmekriterien und die Gestaltung des 
Verfahrens für die Aufnahme unterliegen der Genehmigung durch die Schulaufsichts-
behörde, hinsichtlich der Aufnahmekriterien im Benehmen, hinsichtlich der Gestaltung 
des Verfahrens für die Aufnahme im Einvernehmen mit der jeweils zuständigen Schul-
behörde. 

3. 30 Prozent der Schulplätze werden durch Los vergeben. Soweit Geschwisterkinder 
nicht gemäß Nummer 1 oder Nummer 2 berücksichtigt wurden, sind sie vorrangig auf-
zunehmen. 

Das Aufnahmeverfahren nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 gilt auch für die Aufnahme in die 
Jahrgangsstufe 7 der Gemeinschaftsschule mit der Maßgabe, dass in die Jahrgangsstufe 
7 zunächst die Schülerinnen und Schüler der eigenen Primarstufe aufrücken. Abweichend 
von den Nummern 2 und 3 werden an der Gemeinschaftsschule nach Berücksichtigung 
der Geschwisterkinder alle verbleibenden Schulplätze nach von der Schule festgelegten 
Aufnahmekriterien vergeben, die eine leistungsheterogene Zusammensetzung der Schüle-
rinnen und Schüler gewährleisten. Schülerinnen und Schüler aller Förderprognosen sind 
unabhängig von der Durchschnittsnote gleichberechtigt zu berücksichtigen; das Losverfah-
ren kann die Aufnahme nach Kriterien ersetzen. 
 
(9) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere 
über den Übergang und die Aufnahme in die Sekundarstufe I durch Rechtsverordnung zu 
regeln, insbesondere 

1. das Verfahren und die Kriterien für die Förderprognose, die Festsetzung der Durch-
schnittsnote nach Absatz 3 Satz 3 und die verbindlichen Beratungsgespräche gemäß Ab-
satz 2 und 3, 

2. die Einzelheiten der Aufnahmekriterien der Schule im Sinne von Absatz 6, wobei als 
Kriterien insbesondere in Betracht kommen: 

a) Leistung und Kompetenzen, 
b) Übereinstimmung des Leistungsbildes oder der sonstigen persönlichen Voraus-

setzungen der Schülerin oder des Schülers mit den Ausprägungen des Schul-
programms, 

c) das Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder eines anderen spezifischen Eig-
nungsfeststellungsverfahrens; die Anwendung der Aufnahmekriterien bei der 
Aufnahmeentscheidung sowie das Nähere über das Verfahren für die Aufnahme 
einschließlich der Eignungsfeststellung, die Festlegung, ob die Aufnahme unbe-
schadet von Absatz 6 Nummer 1 zunächst nach Absatz 6 Nummer 2 oder Num-
mer 3 erfolgt, sowie die Besonderheiten für den Fall, dass es an einer Festlegung 
der Aufnahmekriterien oder eines Verfahrens für die Aufnahme fehlt,  

3. besondere Härtefälle nach Absatz 6 Nummer 1, 

4. die Besonderheiten für den altsprachlichen Bildungsgang. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b finden an der Gemeinschaftsschule 
die Leistung und das Leistungsbild als alleinige Aufnahmekriterien keine Anwendung, das 
Eignungsfeststellungsverfahren nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c darf nicht allein auf 
Leistungskriterien abstellen. In der Rechtsverordnung ist für die Jahrgangsstufe 7 in Inte-
grierten Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen und Gymnasien sowie für die Jahr-
gangsstufe 8 in Integrierten Sekundarschulen und Gemeinschaftsschulen eine Höchst-
grenze von Schülerinnen und Schülern pro Lerngruppe festzulegen. 
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§ 59 
Aufrücken, Versetzung, Wiederholung, Überspringen, Kurseinstufung 

 
(7) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zu 
den Voraussetzungen und dem Verfahren der Versetzung, der Wiederholung, des Rück-
tritts, des Aufrückens, des Überspringens und der Kurseinstufung sowie für den Wechsel 
von einer Schulart in eine andere durch Rechtsverordnung zu regeln. Darin kann für nicht 
versetzte Schülerinnen und Schüler eine Leistungsüberprüfung vorgesehen werden, in der 
nachzuweisen ist, dass die Leistungsmängel überwunden sind und deshalb eine nachträg-
liche Versetzung gerechtfertigt ist (Nachprüfung). Eine Nachprüfung kann auch zum Errei-
chen eines Abschlusses oder der Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale Oberstu-
fe vorgesehen werden. 


